
 

1. Allgemeine Bestimmungen 

 
 

§ 1 

Firma, Sitz und Geschäftsjahr 

(1) Die Gesellschaft führt die Firma 

,,1&1 AG". 

(2) Sitz der Gesellschaft ist Montabaur. 

(3) Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 

 
 

§2 

Gegenstand des Unternehmens 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Entwicklung, der Vertrieb und die Bereitstellung von 

Dienstleistungen und Erzeugnissen, insbesondere in den Bereichen Kommunikation, Software und 

Internet, sowie der Handel mit diesen Erzeugnissen. Der Gegenstand des Unternehmens umfasst 

neben der Entwicklung, dem Vertrieb und der Bereitstellung von sowie dem Handel mit Geräten 

der Kommunikationstechnik auch die Vermietung und das Leasinggeschäft mit diesen Geräten. 

(2) Zum Gegenstand des Unternehmens gehört auch der Erwerb, das Halten und die Verwaltung von 

Beteiligungs-, Tochter- und Gemeinschaftsunternehmen. Der Unternehmensge­genstand der 

Beteiligungs-, Tochter- und Gemeinschaftsunternehmen darf ein anderer sein als der 

Unternehmensgegenstand der 1&1 AG, sofern er geeignet erscheint, den Geschäftszweck der 

1&l AG zu fördern. 

(3) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die geeignet erscheinen, dem 

Gegenstand des Unternehmens zu dienen. Sie kann zu diesem Zweck ihre Geschäftstätigkeit auch 

durch Beteiligungs-, Tochter und Gemeinschaftsunternehmen ausüben sowie Unternehmens- und 

Kooperationsverträge mit anderen Unternehmen abschließen. 

 
 

§3 

Bekanntmach ungcn 

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger. 

(2) Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft können unter den 

gesetzlich vorgesehenen Bedingungen auch im Wege der Datenfernübertragung übermittelt 

werden. 

 
 

II. Grundkapital und Aktien 

 
 

§4 

Grundkapital 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 194.441.113,90 und ist eingeteilt in 176.764.649 

auf den Inhaber lautende nennbetragslose Stückaktien (nachfolgend „Aktien"). 

(2) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 11. Januar 2023 mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder in Teilbeträgen um insgesamt bis zu EUR 

97.220.556,40 durch Ausgabe neuer Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital 2018). Bei Bareinlagen können die neuen Aktien vom Vorstand mit 



Zustimmung des Aufsichtsrats auch von einem oder mehreren Kreditinstituten bzw. einem 

anderen die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllenden Unternehmen mit der 

Verpflichtung übernommen werden, sie ausschließlich den Aktionären zum Bezug anzubieten 

(mittelbares Bezugsrecht). Grundsätzlich ist den Aktionären ein Bezugsrecht einzuräumen. Der 

Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 

auszuschließen, 

a) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

b) wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien 

den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung 

des Ausgabebetrages, die möglichst zeitnah zur Platzierung der Aktien erfolgen soll, nicht 

wesentlich unterschreitet. Die Anzahl der unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien darf insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht 

überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der 

Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Zahl sind Aktien anzurechnen, die aufgrund 

Options- oder Wandelschuldverschreibungen ausgegeben werden oder  auszugeben  sind, 

sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung  in 

entsprechender Anwendung des§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts 

ausgegeben werden; ferner sind auf diese Zahl Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung  in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG ausgegeben oder veräußert werden; 

c) soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigem von Options und/oder 

Wandlungsrechten bzw. entsprechender Options- und/oder Wandlungspflichten aus 

Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft und/oder durch von der Gesellschaft 

abhängige oder im unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende 

Gesellschaften ausgegeben wurden oder werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang  zu 

gewähren, wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- und/oder Wandlungsrechts bzw. nach 

Erfüllung der Options- und/oder Wandlungspflicht zustünde; 

d) wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen erfolgt zur Gewährung von Aktien im Rahmen 

von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, 

Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unter nehmen oder sonstigen Vermögens-

gegenständen; 

e) um neue Aktien bis zu einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt EUR 

9.722.055,20 als Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder verbundener 

Unternehmen i.S.d. §§ 15 ff. AktG auszugeben. 

(3) Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der 

Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, 

die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2018 

oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist zu ändern. 

(4) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 96.800.000,00 durch Ausgabe von bis zu 88.000.000 neuen, 

auf den lnhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2018). Die bedingte 

Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber bzw. Gläubiger von Options­ 

und/oder Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen 

(oder Kombinationen dieser Instrumente) mit Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. Options­ 

und/oder Wandlungspflichten oder Andienungsrechten der Gesellschaft, die die Gesellschaft oder 

von der Gesellschaft abhängige oder im unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz der 

Gesellschaft stehende Gesellschaften aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der 

Hauptversammlung vom 12. Januar 2018 bis zum 11. Januar 2023 ausgegeben haben, von ihren 

Options bzw. Wandlungsrechten aus diesen Schuldverschreibungen Gebrauch machen oder ihre 

Pflicht zur Optionsausübung- bzw. Wandlung erfüllen oder, soweit die Gesellschaft ein Wahlrecht 

ausübt, ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Stückaktien der 

Gesellschaft zu gewähren und soweit jeweils nicht ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien 

oder Aktien einer anderen börsennotierten Gesellschaft zur Bedienung eingesetzt werden. Die 

Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten 



 

Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis. Die neuen 

Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil; soweit 

rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung 

neuer Aktien hiervon und auch von § 60 Abs. 2 AktG abweichend, auch für ein bereits 

abgelaufenes Geschäftsjahr, festlegen. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung 

festzusetzen. 

 

 

§5 

Aktien 

(1) Die Aktien lauten auf den Inhaber. 

(2) Ein Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihrer Anteile besteht nicht. Es können 

Sammelurkunden über Aktien ausgegeben werden. 

 
 

§6 

Gewinnanteilberechtigung 

Im Falle einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnanteilberechtigung neuer Aktien abweichend von der 

gesetzlichen Regelung festgesetzt werden. 

 
 

III. Der Vorstand 

 

 
§7 

Zusammensetzung 

Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Die Zahl der Vorstandsmitglieder bestimmt 

der Aufsichtsrat. 

 
 

§8 

Geschäftsfiihrung 

Der Vorstand führt die Geschäfte nach dem Gesetz, der Satzung und einer Geschäftsordnung, die er mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats erläßt. 

 
 

§9 

Vertretung 

(1) Die Gesellschaft wird gesetzlich vertreten durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein 

Vorstandsmitglied gemeinsam mit einem Prokuristen. Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, 

vertritt dieses die Gesellschaft allein. 

(2) Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, aufgrund eines einstimmigen Beschlusses zu bestimmen, dass 

einzelne oder mehrere Vorstandsmitglieder alleine zur Vertretung der Gesellschaft befugt sind. In 

derselben Weise kann er einzelne oder mehrere Vorstandsmitglieder insoweit von dem Verbot des 

§ 181 BGB befreien, dass sie als Vertreter Dritter mit der Gesellschaft Rechtsgeschäfte 

abschließen dürfen. 



IV. Aufsichtsrat 

 

 
§ 10 

Zusammensetzung, Amtsniederlegung, Abberufung 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern. 

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung 

gewählt, die über ihre Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit 

beschließt, falls die Hauptversammlung bei der Wahl nicht eine kürzere Amtszeit bestimmt. Das 

Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. 

(3) Scheidet ein Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit aus dem Aufsichtsrat aus, ist in der 

nächsten Hauptversammlung für dessen restliche Amtszeit eine Nachwahl vorzunehmen. 

(4) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt durch eine an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats 

oder an den Vorstand zu richtende Erklärung unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen 

niederlegen. Eine Amtsniederlegung mit sofortiger Wirkung ist zulässig, wenn der Aufsichtsrat 

zustimmt. 

(5) Aufsichtsratsmitglieder können vor Ablauf ihrer Amtszeit von der Hauptversammlung mit 

einfacher Mehrheit abberufen werden. 

(6) Gleichzeitig mit den Aufsichtsratsmitgliedern soll die Hauptversammlung bis zu drei 

Ersatzmitglieder wählen, die nach einer bei der Wahl zu bestimmenden Reihenfolge an die Stelle 

vorzeitig ausscheidender Aufsichtsratsmitglieder treten. Die Amtszeit des Ersatzmitglieds endet 

mit dem Beginn der Amtszeit des nachgewählten Aufsichtsratsmitglieds; mit der Nachwahl lebt 

seine bisherige Stellung als Ersatzmitglied wieder auf. 

 
 

§ 11 

Vorsitzender und Stellvertreter 

(1) Im Anschluß an die Hauptversammlung, in der von der Hauptversammlung gemäß § 10 Abs. 2 

dieser Satzung zu wählende Aufsichtsratsmitglieder gewählt worden sind, findet eine 

Aufsichtsratssitzung statt, zu der es einer besonderen Einladung nicht bedarf. In dieser Sitzung 

wählt der Aufsichtsrat aus seiner Mitte für die Dauer seiner Amtszeit einen Vorsitzenden und 

einen Stellvertreter. 

(2) Scheidet der Vorsitzende oder der Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat 

unverzüglich eine Neuwahl für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen. 

 
 

§ 12 

Beschlußfassungen 

(1) Zu den Sitzungen des Aufsichtsrats lädt der Vorsitzende oder in dessen Auftrag der Vorstand unter 

Mitteilung der Tagesordnung ein. Die Vorstandsmitglieder sind berechtigt, an den Sitzungen des 

Aufsichtsrats teilzunehmen, es sei denn, der Aufsichtsrat trifft eine andere Entscheidung. 

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder zur Sitzung eingeladen sind und 

mindestens drei Mitglieder persönlich oder durch schriftliche Stimmabgabe an der 

Beschlussfassung teilnehmen. 

(3) Beschlüsse können auch außerhalb einer Sitzung auf eine vom Aufsichtsratsvor sitzenden zu 

bestimmende Weise gefaßt werden, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrates diesem Verfahren 

widerspricht. 

(4) Beschlüsse des Aufsichtsrats bedürfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit nicht 

zwingende gesetzliche Vorschriften eine größere Mehrheit vorsehen. Ergibt eine Abstimmung 



Stimmengleichheit, so hat bei einer erneuten Abstimmung über denselben Gegenstand, wenn auch 

sie Stimmengleichheit ergibt, der Aufsichtsratsvorsitzende zwei Stimmen. Die erneute 

Abstimmung kann von jedem Aufsichtsratsmitglied verlangt werden. 

(5) Erklärungen des Aufsichtsrats werden namens des Aufsichtsrats von dem Vorsitzenden abgegeben. 

 

 

§ 13 

Die Fassung betreffende Satzungsänderungen 

Der Aufsichtsrat ist zu Änderungen der Satzung, die nur deren Fassung betreffen, befugt. 

 

 
§ 14 

Vergütung 

(1) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält pro Geschäftsjahr eine feste Vergütung in Höhe von EUR 

45.000,00. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält EUR 55.000,00, der stellvertretende 

Vorsitzende erhält EUR 50.000,00. Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines Teils des 

Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat angehören oder den Vorsitz oder den stellvertretenden Vorsitz im 

Aufsichtsrat führen, erhalten die feste Vergütung zeitanteilig unter Aufrundung auf volle Monate. 

(2) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält darüber hinaus ein Sitzungsgeld in Höhe von Euro 1.000,00 

für jede Teilnahme an physisch stattfindenden Sitzungen des Aufsichtsrats. Soweit Sitzungen des 

Aufsichtsrats nicht physisch, sondern virtuell stattfinden (insbesondere, wenn eine Sitzung nur 

telefonisch oder nur per Videokonferenz stattfindet), so erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats 

kein Sitzungsgeld, wenn die Sitzung nicht mehr als eine Stunde gedauert hat, das hälftige 

Sitzungsgeld, wenn die Sitzung länger als eine Stunde, aber nicht länger als zwei Stunden gedauert 

hat und das volle Sitzungsgeld, wenn die Sitzung zwei Stunden oder länger gedauert hat. 

Mitglieder, die nicht persönlich an physisch stattfindenden Sitzungen des Aufsichtsrats teilnehmen 

(wie die zugeschaltete Teilnahme per Telefon oder per Videokonferenz), erhalten stets lediglich 25 

% des Sitzungsgelds, wobei die Teilnahme allein durch die Abgabe einer Stimmrechtsbotschaft zu 

keinem Anspruch auf ein Sitzungsgeld führt. 

(3) Für die Tätigkeit im Prüfungs- und Risikoausschuss des Aufsichtsrats erhält der Vorsitzende des 

Prüfungs- und Risikoausschusses zusätzlich jährlich EUR 20.000,00, jedes andere Mitglied des 

Prüfungs- und Risikoausschusses erhält zusätzlich jährlich EUR 15.000,00. Ein Mitglied des 

Aufsichtsrats, das nur während eines Teils des Geschäftsjahres dem Prüfungs- und 

Risikoausschuss angehört oder den Vorsitz im Prüfungs- und Risikoausschuss geführt hat, erhält 

die zusätzliche Vergütung zeitanteilig unter Aufrundung auf volle Monate. Die Gesellschaft hat die 

Mitglieder des Prüfungs- und Risikoausschusses bei der Wahrnehmung von notwendigen fort­ und 

Weiterbildungsmaßnahmen zu unterstützen und auch die dafür anfallenden Kosten in einem 

angemessenen Umfang zu übernehmen. 

(4) Die Vergütung gemäß vorstehender Absätze 1 bis 3 ist insgesamt nach Ablauf des Geschäftsjahres 

fällig. 

(5) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten ferner Ersatz ihrer Auslagen sowie Ersatz der auf ihre 

Vergütung und Auslagen zu entrichtenden Umsatzsteuer. Die Erstattung der Auslagen erfolgt 

sofort. 

(6) Die Regelungen dieses § 14 gelten erstmals für das Geschäftsjahr 2021. 



V. Die Hauptversammlung 

 
 

§ 15 

Ort und Einberufung 

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, am Sitz einer deutschen Börse oder am 

Sitz eines verbundenen Unternehmens i.S.d. §§ 15 ff. AktG statt. 

(2) Die Hauptversammlung wird, soweit nicht nach Gesetz oder Satzung auch andere Personen dazu 

befugt sind, vom Vorstand einberufen. Die Hauptversammlung wird unter Einhaltung der 

gesetzlichen Fristen einberufen. 

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, die vollständige oder teilweise Bild- und Tonübertragung der 

Hauptversammlung zuzulassen. 

 

§ 15a 

Virtuelle Hauptversammlung 

(1) Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass Hauptversammlungen, die bis zum 31. August 2025 

stattfinden, als virtuelle Hauptversammlung nach § 118a AktG abgehalten werden. Die 

Regelungen dieser Satzung betreffend die Einberufung und Durchführung der Hauptversammlung 

der Gesellschaft gelten entsprechend im Falle einer virtuellen Hauptversammlung, soweit nicht das 

Gesetz zwingend etwas anderes vorsieht oder in dieser Satzung ausdrücklich etwas anderes 

bestimmt ist. 

(2) Den Mitgliedern des Aufsichtsrats, ausgenommen dem Versammlungsleiter, ist eine Teilnahme an 

der virtuellen Hauptversammlung im Wege der Bild- und Tonübertragung gestattet. 

 
§ 16 

Teilnahme an der Hauptversammlung 

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts ist berechtigt, wer 

sich vor der Hauptversammlung unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse 

angemeldet hat. Die Anmeldung muss der Gesellschaft spätestens sechs Tage vor der 

Versammlung zugehen; der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs der Anmeldung 

sind dabei nicht mitzurechnen. 

(2) Die Aktionäre müssen darüber hinaus ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung 

und zur Ausübung des Stimmrechts nachweisen. Dafür reicht ein Nachweis des Anteilsbesitzes in 

Textform durch den Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus. Der Nachweis kann in 

deutscher oder englischer Sprache erfolgen. 

(3) Ist einem Aufsichtsratsmitglied die Anwesenheit am Ort der Hauptversammlung aufgrund 

gesundheitlicher Gründe, einer dienstlich bedingten Verhinderung oder einem durch einen 

wichtigen Grund bedingten Aufenthalt im Ausland nicht möglich, so kann es an der 

Hauptversammlung auch im Wege der Bild- und Tonübertragung teilnehmen. 

(4) Der Vorstand kann vorsehen, dass die Aktionäre an der Hauptversammlung auch ohne 

Anwesenheit anderen Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder 

einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben 

können. 

 
§17 

Stimmrecht 

(1) Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 

(2) Das Stimmrecht kann auch durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Erteilung der Vollmacht, 

ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der 

Textform; § I 35 AktG bleibt unberührt. In der Einberufung kann eine Erleichterung der Form 

bestimmt werden. 

  



 

(3) Der Vorstand kann vorsehen, dass die Aktionäre ihre Stimmen auch ohne an der Versammlung 

teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation abgeben dürfen 

(Briefwahl). 

§ 18 

Leitung der Hauptversammlung 

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrates oder ein anderes, 

vom Aufsichtsvorsitzenden dazu bestimmtes Mitglied des Aufsichtsrats oder, sofern der 

Aufsichtsratsvorsitzende eine solche Bestimmung nicht getroffen hat, ein von den anwesenden 

Aufsichtsratsmitgliedern zu benennendes Aufsichtsratsmitglied. 

(2) Der Vorsitzende bestimmt die Reihenfolge der Gegenstände der Tagesordnung sowie Art und 

Form der Abstimmung. 

(3) Der Vorsitzende kann das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen beschränken; 

insbesondere kann er einen angemessenen zeitlichen Rahmen für den ganzen Verlauf der 

Hauptversammlung, für einzelne Tagesordnungspunkte sowie für einzelne Frage- und 

Redebeiträge festsetzen. 

 
 

§ 19 

Beschlußfassung der Hauptversammlung 

Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften oder 

Bestimmungen dieser Satzung entgegenstehen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und,  

sofern das Gesetz außer der Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit der einfachen 

Mehrheit des bei der Beschlußfassung vertretenen Grundkapitals gefaßt. 

 
 

VI. Bilanzgewinn 

 
 

§ 20 

Verwendung des Bilanzgewinns 

Über die Verwendung des Bilanzgewinns beschließt die Hauptversammlung. Die Hauptversammlung 

kann anstelle oder neben einer Bar- auch eine Sachausschüttung beschließen. Der Vorstand kann mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats nach Ablauf des Geschäftsjahres einen Abschlag auf den 

voraussichtlichen Bilanzgewinn an die Aktionäre zahlen. 

 
 

VII. Sonstiges 

 
 

§ 21 

Gründungskosten 

Die Kosten der Gründung trägt die Gesellschaft bis zu einem Höchstbetrag von DM 10.000,00. 


